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Einleitung 

 

Berlin verfügt seit Oktober 2012 als erstes Bundesland über einen Opferbeauftragten. 

Es handelt sich dabei um eine ehrenamtliche Tätigkeit, die den Opferschutz in Berlin 

stärken und den Belangen der Opfer auch politisch mehr Gewicht verleihen soll.  

 

Eine der Aufgaben des Opferbeauftragten ist die Erstellung eines jährlichen Berichts 

zur Situation der Opfer von Straftaten in Berlin. Mit dem vorliegenden zwölften 

Bericht werden wiederum die Tätigkeiten des Opferbeauftragten aufgezeigt. 

Dargestellt wird wie in den Vorjahren, wie viele Opfer in welchen Deliktsbereichen 

in Berlin erfasst wurden, in welchem Umfang die Betroffenen über Kenntnisse ihrer 

Rechte und der Hilfseinrichtungen verfügen und schließlich, wie die 

Hilfsmöglichkeiten und Rechte von Opfern auch tatsächlich genutzt werden. Neu 

aufgenommen wurde die Verfahrensdauer. Weiterhin erfolgt wieder eine Analyse 

darüber, ob und wie sich die Inanspruchnahme der Opferhilfen in den letzten Jahren 

verändert hat.  

 

Um Wiederholungen zu vermeiden, wird im vorliegenden Bericht an entsprechenden 

Stellen Bezug auf den Vorjahresbericht genommen. Hinsichtlich des statistischen 

Materials ist Berichtsjahr das Jahr 2024.  

 

Mein besonderer Dank gilt Frau Rechtsanwältin Viola von Braun, die den 

entscheidenden Anteil an der Erstellung des Berichts leistete. Weiter danke ich Frau 

Rechtsreferendarin Nina Langen, die sich mit der rechtlichen Entwicklung im Jahre 

2024 und der Dauer der Verfahren befasste.   

 

 

Berlin, Dezember 2025 

 

Roland Weber MBE 

Opferbeauftragter des Landes Berlin 
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A. Rechtliche Entwicklung im Bereich Opferschutz; Begriff des „Opfers“, 

Einrichtungen der Opferhilfe im Land Berlin 

 

I. Rechtliche Entwicklung  

 

In Deutschland wurde das Soziale Entschädigungsrecht im SGB XIV umfassend neu 

geregelt. Seit dem 01.01.2024 regelt das SGB XIV das soziale Entschädigungsrecht 

umfassend und ersetzt damit das BVG und OEG. Einzelne Neuerungen möchte ich 

hier kurz vorstellen:  

 

1. Erweiterung des Gewaltbegriffs gem. §§ 13 I Nr. 2, II, 14 

 

Eine wegweisende Änderung der Reform ist die Erweiterung des Gewaltbegriffs. 

Das SGB XIV entschädigt nunmehr nicht nur Opfer tätlicher Angriffe, sondern auch 

Opfer von psychischer Gewalt, von Missbrauchstaten gegen Kinder und 

Schockschäden von Sekundäropfern. Einige dieser gesetzlichen Neuregelungen 

stellen eine Kodifikation der Rechtsprechung zum OEG dar.  

 

2. Erweiterung der Entschädigung für Auslandstaten gem. § 15 

 

Die Entschädigung für Gewalttaten im Ausland wurde erweitert. Hierfür ist 

vorrangig der Staat des Tatorts zuständig. Aufgrund der Lückenhaftigkeit derartiger 

Regelungen im Ausland greift das deutsche Entschädigungsrecht jedoch bei 

vorrübergehenden Auslandsaufenthalten – nunmehr von bis zu einem Jahr - wenn der 

Aufenthalt dem Besuch einer Hochschule, der Ausbildung oder einem freiwilligen 

Jahr dient.  

 

3. Neue Leistung der „Schnellen Hilfen“ gem. §§ 29 – 40, §§ 115, 119  

 

Mit den neuen Leistungen der Schnellen Hilfen sollen die bürokratischen Hürden bei 

Inanspruchnahme der Entschädigung abgebaut werden. Dies geschieht durch das 

Fallmanagement (Begleitung und Beratung bei der Antragsstellung und im 

Verfahren) und die Traumaambulanz (Hilfe bei Bewältigung von Traumafolgen). Für 

den Zugang zu den schnellen Hilfen besteht ein vereinfachtes Verfahren mit lediglich 

summarischer Prüfung. Erweitert wurde zudem die Möglichkeit, vorzeitig 

Leistungen bei vorläufiger Entscheidung zu erhalten, damit das Antragsverfahren 

nicht erst vollständig abgewartet werden muss. 

 

4. Erhöhung der Entschädigungszahlungen:  

 

Die Entschädigungszahlungen wurden wesentlich erhöht. So sollen Mehrbelastungen 

ausgeglichen und die Verletzung der gesundheitlichen Integrität mehr Anerkennung 

finden. Zugleich wird festgehalten, dass die Entschädigungen nicht als Einkommen 

oder Vermögen auf andere Sozialleistungen oder das Asylbewerberleistungsgesetz 

angerechnet werden.  
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5. Normierung der bestärkten Wahrscheinlichkeit gem. § 4 IV, V 

 

Für Betroffene gestaltet sich der Nachweis, dass die Tat ursächlich für das Entstehen 

der Schäden war, häufig schwierig. Dies gilt in besonderem Maße für psychische 

Erkrankungen wie posttraumatische Belastungsstörungen. Das Bundessozialgericht 

ging deshalb von einer widerlegbaren Beweislastumkehr aus, wenn nach allgemeinen 

medizinischen Kenntnissen bestimmte Vorgänge in signifikant höherem Maße 

geeignet sind, eine bestimmte Erkrankung zu verursachen1. Diese Rechtsprechung ist 

nun gesetzlich verankert.   

 

6. Mitwirkungspflicht des Opfers gem. §§ 16, 17 

 

Eine kleine, aber doch wesentliche Änderung findet sich in den Ausschluss- und 

Versagungsgründen der Entschädigung. Die Behörde kann die Leistungserbringung 

versagen, wenn das Opfer nicht das Mögliche zur Sachverhaltsaufklärung 

beigetragen hat. Bis Ende 2023 war dies insbesondere der Fall war, wenn nicht 

unverzüglich Strafanzeige erstattet wurde (§ 2 II OEG). Dieser Zusatz wurde 

nunmehr gestrichen. Die Gesetzesbegründung konstatiert, das Opfer solle zwar 

grundsätzlich daran mitwirken, den Täter zur Rechenschaft zu ziehen. Das Stellen 

einer Strafanzeige könne in engen familiären oder partnerschaftlichen Beziehungen 

oder bei Minderjährigen jedoch unzumutbar sein.  

 

 

II. Begriff des „Opfers“ 

 

Der Begriff des Opfers wurde schon im ersten Jahresbericht näher dargestellt. Auch 

im vorliegenden Bericht soll wiederum dem Umstand Rechnung getragen werden, 

dass in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) bundeseinheitlich die Angaben zu 

den Opfern nur zu einem begrenzten Teil der Straftaten erfasst werden. Im Kern 

handelt es sich um Straftaten gegen die Freiheit und körperliche Unversehrtheit, den 

sogenannten „PKS-Opferdelikten“2.  

 

Soweit ersichtlich, handelt es sich dabei grundsätzlich um natürliche Personen, die 

unmittelbar in einem Rechtsgut verletzt wurden. Die PKS ist somit hinsichtlich der 

Opferzahlen nur begrenzt aussagefähig. Allerdings sind durch sie, insbesondere 

durch die jährliche Fortschreibung, Tendenzen feststellbar. Der Bericht muss sich 

daher weiterhin infolge der beschränkten Erfassung im Wesentlichen auf die „PKS-

Opferdelikte“ beziehen. Auch wird nicht verkannt, dass die PKS lediglich eine 

Darstellung des Hellfeldes ist, also nur die Fallzahlen abbildet, die zur Anzeige 

gebracht wurden. Da viele Taten aus unterschiedlichen Gründen nicht angezeigt 

werden, ist die Gesamtzahl der Geschädigten und damit die Opferzahl ungleich 

höher.  
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III. Opferhilfseinrichtungen 

 

Im Land Berlin gibt es zahlreiche Einrichtungen, Institutionen und Projekte für Opfer 

und Zeugen/-innen von Gewalt. Die „Landeskommission Berlin gegen Gewalt“ 

informiert darüber umfassend unter der Auflistung „Adressen gegen Gewalt“. Diese 

Auflistung wird immer wieder aktualisiert und steht online zur Verfügung3.  

 

 

 

B. Einzelheiten zu den Opfern von Straftaten in Berlin 

 

I. Überblick Entwicklung  

 

1. Anzahl registrierter Opfer über die Jahre 

 

Im Jahr 2024 wurden in Berlin insgesamt 113.473 Personen als Opfer von Straftaten 

registriert, die zu den „PKS-Opferdelikten“ gehören4. Das sind 6.802 Opfer mehr als 

im Vorjahr (+6,4%). 62,3% der Opfer waren männlich und 37,7% waren weiblich5.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Kurzdarstellung einzelner ausgewählter Opferdeliktsgruppen 

 

Die Anzahl der erfassten Fälle von Mord und Totschlag (versucht und vollendet) ist 

im Vergleich zum Vorjahr auf 117 Fälle gestiegen (+40 Fälle)19. Bei 53 Personen 

wurde die Tat vollendet (2023: 34 Personen)20. 

 

Angezeigte Sexualdelikte haben mit 7.475 erfassten Fällen erneut einen 

Fallzahlenanstieg zu verzeichnen (+193 Fälle)21. Bei einer Bewertung der 10-

Jahresentwicklung ist laut der Berliner Polizei zu beachten, dass seit 2017 die 

umfassende Strafrechtsänderung bzw.-verschärfung im Bereich der Sexualdelikte zu 

einer grundsätzlichen Zunahme dieser Straftaten führte.  

 

Mit 1.237 neu erfassten Fällen der Vergewaltigung, der sexuellen Nötigung und des 

sexuellen Übergriffs in besonders schwerem Fall (§ 177, 178 StGB) gab es im 

20126 20137 20148 20159 201610 201711 

80.295 78.595 76.830 76.054 78.296 78.323 

201812 201913 202014 202115 202216 202317 

81.263 82.954 84.270 82.956 95.547 106.671 

202418      

113.473      
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Vergleich zum Vorjahr einen Anstieg um +66 Fälle (+5,6%)22. Mit 531 Fällen des 

sexuellen Übergriffs stiegen die Fallzahlen um 72 Fälle zum Vorjahr (+23,2%)23.  

 

Bei den Kinderschutzdelikten ist hervorzuheben, dass 1.058 Fälle sexuellen 

Missbrauchs von Kindern erfasst wurden und damit ebenfalls ein Anstieg zu 

verzeichnen ist (+147 Fälle, +16,1%)24. Bei dem Delikt Verbreitung, Erwerb, Besitz 

und Herstellung kinderpornographischer Inhalte ist mit 1.272 erfassten Fällen ein 

Abstieg zu verzeichnen (-29,4%). Es wurden 400 Fälle (+60 Fälle, +17,6%) der 

Misshandlung von Kindern erfasst25. Bei der Verletzung der Fürsorge- oder 

Erziehungspflicht sind 266 Fälle (+17 Fälle, +6,8%) erfasst worden26. Weiter wurden 

264 Fälle (+9 Fälle, +3,5%) des Einwirkens auf Kinder ohne Körperkontakt 

(darunter u.a. sog. „Cybergrooming“) erfasst27. Das gesamte Deliktsfeld ist laut der 

Berliner Polizei stark vom Anzeigeverhalten abhängig und unterliegt somit immer 

wieder Schwankungen.  

 

Es gab insgesamt 5.121 Fälle von Raubdelikten (-268 Fälle, -5,0%)28. Die 

Raubüberfalle auf Kassenräume und Geschäfte erhöhten sich mit 256 Fällen um zehn 

Fälle (+4,1%) und die Handtaschenraube mit 133 Fällen um 10 Fälle (+8,1%)29. Bei 

folgenden Raubphänomenen ist ein Abstieg der Fallzahlen zu verzeichnen: 

- bei sonstigen Raubüberfällen auf Straßen, Wegen oder Plätzen gab es insgesamt 

3.003 Fälle (-207 Fälle, -6,4%), 

- bei Raubüberfällen in Wohnungen gab es 246 Fälle (-14 Fälle, -5,4%)30. 

 

Bei den Körperverletzungen ist ein Fallzahlenanstieg zu verzeichnen. Die Fallzahlen 

lagen insgesamt bei 50.638 Fälle (+2.384 Fälle; +4,9%)31. Die Fallzahlen zur 

vorsätzlichen einfachen Körperverletzung stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 

3,0% (34.303 Fälle, +948 Fälle) an32. Bei den gefährlichen und schweren 

Körperverletzungen wurde ebenfalls ein Anstieg der Fallzahlen mit insgesamt 13.847 

Fällen (+1.237 Fälle, +9,8%) verzeichnet33. Die Fallzahl der gefährlichen und 

schweren Körperverletzungen, welche auf Straßen, Wegen oder Plätzen stattfanden, 

liegt bei insgesamt 6.538 Fällen (+1.051 Fälle, +19,2%)34.  

 

 

 

C. Tätigkeiten des Opferbeauftragten und der Senatsverwaltung für Justiz und 

Verbraucherschutz 

 

I. Tätigkeiten des Opferbeauftragten 

  

Die Tätigkeiten des Opferbeauftragten sind ein Teil der Vorhabenumsetzungen der 

Senatsverwaltung im Bereich des Opferschutzes. Wie in all den Vorjahren sind sie 

darauf gerichtet, die eigenen Handlungsempfehlungen mitumzusetzen. Weiter sollen 

Schwachpunkte ermittelt werden, um weitere Handlungsstrategien zu entwickeln. 

Zudem geht es immer auch um den Erhalt und weiteren Ausbau des Netzwerks.  
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Beim Amt des Opferbeauftragten handelt es sich um eine unabhängige Stelle, die 

keinen Weisungen unterworfen ist. Entsprechend handelt der Opferbeauftragte in 

ausschließlicher Eigenverantwortung. Diese Regelung ist in jeder Hinsicht sinnvoll, 

damit er im Bedarfsfall entsprechende Kritik auch über staatliche Stellen anbringen 

kann. Zugleich ist er sehr an einer engen Zusammenarbeit mit allen Akteuren des 

Opferschutzes interessiert. So gab es durchgehend auch im Jahre 2024 eine sehr enge 

und gute Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung, ganz besonders mit dem 

Referat Opferschutz und Opferhilfe. Wie in den Vorjahren erwähnt, haben sich die 

Arbeitskreise sehr gut bewährt. Über sie können Schwachstellen analysiert und 

Verbesserungsvorschläge eingebracht werden. Die Arbeit der immer 

hochengagierten Mitarbeiterinnen des Referats der Senatsverwaltung für Justiz und 

Verbraucherschutz ist für den praktischen Opferschutz in Berlin von sehr hoher 

Bedeutung. Insbesondere die nunmehr schon lange bestehende intensive und 

vertrauensvolle Zusammenarbeit mit Frau Dr. Saskia Nickel und Frau Daniela Ripp 

bildet die Grundlage für die Umsetzung von Gesetzen und Vorschriften in die Praxis. 

Beide sorgen damit für eine messbare Verbesserung der Lage der Betroffenen. Wir 

standen auch im Jahre 2024 im regelmäßigen Austausch, sei es per Telefon, Online-

Meetings oder persönlichen Treffen. Daneben habe ich regelmäßig an der eigens in 

der Senatsverwaltung eingerichteten Arbeitsgruppe „ProAktiv“ teilgenommen. Bei 

diesen Treffen wird fach- und ressortübergreifend erörtert, wie der proaktive Ansatz 

in der Praxis umgesetzt wird, wo es Probleme oder Schwachstellen gibt und wie 

diese behoben werden können. Die Einzelheiten dazu habe ich in den beiden 

Vorjahresberichten eingehend aufgezeigt.   

   

Auch im letzten Jahr hatten sich regelmäßig Betroffene an mich gewandt. Der 

Umfang der Bürger/-innenberatung war allerdings mit ca. 120 Anfragen rückläufig. 

Die Anfragen erfolgten ungefähr hälftig per E-Mail und per Telefon. Dies war 

insoweit überraschend, als in den Vorjahren die meisten Anfragen per E-Mail 

erfolgten. Anfragen per Brief bilden hingegen seit einigen Jahren die Ausnahme. 

Meist handelt es sich um ältere Mitbürger und Mitbürgerinnen, deren Anfragen auch 

öfter nicht den Kernbereich meiner Aufgaben betrafen.  

 

Neben den erwartbaren Anfragen nach Opferhilfseinrichtungen, 

Zuständigkeitsfragen oder Fragen zu Fristen und Formalien war erneut der Anteil der 

Hilfesuchenden aus anderen Lebensbereichen hoch und sogar weiter angestiegen. 

Mittlerweile betrifft er sogar die Mehrheit der Anfragen. Bei einigen Anfragen war 

nicht erkennbar, worum es eigentlich ging. Mir wurden Fotos und Videos zugesandt, 

zum Teil mit Erklärungen, zum Teil ohne. Nachfragen meinerseits dazu blieben 

unbeantwortet. So mancher der Anfragenden wird von mir als psychisch erkrankt 

eingeschätzt. Meine Vermutung rührt auch daher, dass mir von einigen Anfragenden 

hunderte von E-Mails geschickt wurden. Einer schickt mir durchgehend bis heute E-

Mails, die sich in der Summe nunmehr auf mehrere tausend E-Mails addieren. Eine 

andere Person schickt bis heute nahezu jeden Tag eine bis fünf E-Mails, in denen sie 

wüste Beschimpfungen gegen jede und jeden ausstößt.  
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Wie jedes Jahr gab es einige Beschwerden über die lange Verfahrensdauer betreffend 

das Strafverfahren und ebenso die Verfahren nach dem SGB XIV, dem vormaligen 

Opferentschädigungsgesetz.     

 

Über das ganze Jahr verteilt nahm ich an zahlreichen Treffen, Besprechungen, 

Veranstaltungen, Konferenzen oder Empfängen teil. Dabei ging es stets um Themen 

des Opferschutzes. Die praktischen Fragen und Probleme haben bekanntermaßen 

eine große Breite und berühren die unterschiedlichsten Rechtsbereiche. So geht es 

neben Fragen zum strafrechtlichen Ablauf von Verfahren häufig um sozialrechtliche 

Ansprüche, daneben um Auswirkungen von familienrechtlichen Verfahren oder 

Problemen bei grenzüberschreitenden Fällen. Gerade in Berlin leben sehr viele 

Menschen mit internationalen Beziehungen, was einen Einfluss auf ihre Rechte und 

Möglichkeiten hat, sofern sie in Berlin von einer Straftat betroffen sind. Daneben 

habe ich eigene Treffen initiiert, Vorträge gehalten oder den Weg zur passenden 

Hilfsstelle gegeben. Im Wesentlichen sah die Arbeit im vergangenen Jahr wie folgt 

aus:   

 

Im Januar habe ich im Schöneberger Rathaus Grußworte bei der Veranstaltung von 

„Stop-Stalking“ gesprochen. Dabei handelt es sich um eine spezialisierte 

Beratungsstelle, die eine integrierte Täter-Opfer-Beratung durchführt. Die 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Teams verfügen alle über fundierte Kenntnisse 

bei der Problematik des Stalkings und haben unterschiedliche therapeutische und 

beraterische Zusatzausbildungen absolviert.  

 

Ebenfalls im Januar hatte mich die japanische Botschaft eingeladen. Turnusgemäß 

waren Mitarbeiter in andere Staaten versetzt worden und kannten die neuen 

Mitarbeiter die gesetzlichen Regelungen zum Opferschutz in Deutschland noch 

nicht. Im Rahmen eines Vortrags habe ich dort die Grundzüge der Rechte der Opfer 

von Straftaten in Deutschland vorgestellt.  

 

Im Februar war ich bei der Opferhilfe Berlin e.V.. Gemeinsam mit der 

Geschäftsführerin, Frau Eva Schumann, und weiteren Mitarbeiterinnen haben wir 

unter anderem Überlegungen angestellt, wie der proaktive Ansatz besser in der 

Praxis umgesetzt werden kann. Die Funktionsweise dieses Ansatzes habe ich in den 

beiden Vorjahresberichten in Einzelheiten dargestellt. Ebenfalls im Februar war ich 

ein weiteres Mal zu Gast in der japanischen Botschaft. Die Botschaft hatte einen 

Empfang anlässlich des Geburtstages des Kaisers und somit des Nationalfeiertages 

veranstaltet. An einem solchen Empfang nehmen zahlreiche Vertreter von Politik 

und Wirtschaft teil und ist regelmäßig eine gute Gelegenheit, sich zu vernetzen und 

unsere Arbeit bekannter zu machen.    

 

Gleich zu Beginn des Monats März war ich in der italienischen Botschaft eingeladen. 

Dort fand eine Diskussionsrunde mit mehreren italienischen Journalistinnen statt. 

Gegenstand war, wie die Rolle der Frau in der Gesellschaft so gestärkt werden kann, 
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dass Gewalttaten gegen Mädchen und Frauen im häuslichen Bereich besser 

verhindert werden können.  

 

Am 11. März nahm ich an der Veranstaltung der Bundesregierung anlässlich des 

Tages zum Gedenken der Opfer von Terror teil. Die Veranstaltung fand im 

Humboldt-Forum statt. Neben den Mitarbeiterinnen der Zentralen Anlaufstelle 

nahmen einige der Opferbeauftragten aus den anderen Bundesländern teil. Bei der 

Gelegenheit traf ich Betroffene des Anschlags vom Breitscheidplatz und anderer 

Anschläge und tauschte mich mit ihnen aus.  

   

Eine weitere Veranstaltung im März fand im Abgeordnetenhaus statt. Die Grüne 

Fraktion Berlin hatte unter anderen die Berliner Datenschutzbeauftragte eingeladen, 

um über den Datenschutz und Opferrechte zu diskutieren. In diesem Bereich zeigen 

sich in der Praxis erhebliche Probleme. So können sich beispielsweise Berliner 

Behörden oder Opferhilfsvereine nicht über die Daten der Betroffenen austauschen, 

solange ihnen keine ausdrückliche Einwilligungserklärung vorliegt. So sinnvoll 

solche Schutzregelungen grundsätzlich sind, bereiten sie auch Schwierigkeiten. Dies 

zeigte sich schon damals beim Anschlag auf dem Weihnachtsmarkt am 

Breitscheidplatz. Binnen weniger Tage waren beträchtliche Spendengelder bei 

verschiedenen Trägern zusammengekommen. So hatten sich damals das Rote Kreuz 

und der Schaustellerverband an mich gewandt, weil sie die Gelder umgehend an die 

Betroffenen weiterleiten wollten. Ich konnte ihnen aber zunächst nicht die Daten der 

Betroffenen in den Krankenhäusern oder der Hinterbliebenen geben, da mir die 

Zustimmung fehlte und ich sie anhand der Umstände nicht einholen konnte. Zugleich 

gingen bei mir die ersten Anfragen und Beschwerden ein, warum nicht 

unbürokratisch und schnell erste Finanzhilfen ausgezahlt würden.      

 

Im April fand im Bundesjustizministerium das halbjährliche Treffen des 

Beauftragten der Bundesregierung für die Anliegen von Betroffenen von 

terroristischen und extremistischen Anschlägen im Inland statt. Bei diesen 

regelmäßigen Treffen tauschen sich der Beauftragte des Bundes, die 

Opferbeauftragten der Länder und die Zentralen Anlaufstellen mit weiteren 

Fachleuten aus. Die Themenbreite ist weit und reicht beispielsweise von der 

Erörterung zu Vorschlägen, die auf europäischer Ebene gemacht wurden, bis zu 

Detailfragen bei einzelnen schweren Straftaten auf kommunaler Ebene. Die Treffen 

zeichnen sich auch durch ihre Interdisziplinarität aus, so dass unter anderem 

medizinische oder verwaltungsrechtliche Aspekte berücksichtigt werden.  

 

Zugleich fanden im April die ersten Veranstaltungen zur Vorbereitung auf die 

anstehende Fußballeuropameisterschaft der Männer statt. Bei einer ersten 

Videokonferenz wurde ausgelotet, wie die Berliner Behörden sich dazu vernetzen 

und wie die Verbindungen zu den entsprechenden Einrichtungen in den anderen 

Bundesländern sind.  
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Anfang Mai fand ein Treffen in der britischen Botschaft statt. Dabei ging es darum, 

die Einzelheiten der Konzepte der Europameisterschaft zu erörtern. Im Mittelpunkt 

standen Fragen, welche Behörde in den Bundesländern jeweils schnelle Hilfen 

anbietet und wie die Arbeitsweise in der Praxis aussieht. Diese Fragen waren schon 

deshalb von hoher Bedeutung, da allein aus Großbritannien mehrere zehntausend 

Fans erwartet wurden.  

 

Weiter nahm ich an einer Veranstaltung zum Gedenken der Berliner Luftbrücke statt. 

Gastredner war der Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius, der bei seiner Rede 

auf die gestiegenen Gefahren für Deutschland in Form von Cyberangriffen und 

anderen Attacken auf deutsche Strukturen hinwies. Neben noch lebenden Piloten 

nahmen zahlreiche Gäste aus den Berliner Behörden teil, so dass der Tag für die 

Netzwerkarbeit genutzt werden konnte.  

 

Ansonsten standen im Mai weitere diverse Termine an. So führte ich ein 

umfangreicheres Interview mit dem Deutschlandfunk und überarbeitete mit der 

Berliner Staatsanwaltschaft ein Informationsschreiben für Geschädigte, welches 

ihnen im Falle der Anklageerhebung zugesandt wird. Zudem traf ich mich mit einem 

Professor für Strafrecht von der Chuo University aus Tokio, der eine Gastprofessur 

an der Humboldt-Universität hatte. Ihm ging es um Fragen, wie der Opferschutz in 

der Praxis in Deutschland aussieht.  

 

Im Juni war ebenfalls viel zu tun. Zunächst verfasste ich ein Rundschreiben für 

mehrere Botschaften von Staaten, die an der Europameisterschaft teilnahmen. Darin 

zeigte ich ihnen auf, wo mögliche Betroffene von Straftaten in den Bundesländern 

Unterstützung erhalten können. Nach Erhalt hatten einige Mitarbeiter aus 

verschiedenen Botschaften ergänzende Fragen, so dass wir entweder telefonierten 

oder uns trafen, um diese zu erörtern.  

 

Anfang Juni fand sodann ein Empfang der britischen Botschafterin in ihrer Residenz 

statt. Zum einen ging es um die Geburtstagsfeier des britischen Königs. Zum anderen 

ging es um die Europameisterschaft und waren zahlreiche Vertreter von Bundes- und 

Landesbehörden eingeladen, so dass auch diese Veranstaltung der Netzwerkpflege 

diente.  

 

Ebenfalls noch Anfang Juni hatte mich das Goetheinstitut eingeladen, einen Vortrag 

zu einzelnen Opferschutzaspekten in Deutschland für Gäste aus mehreren Staaten 

Osteuropas und des mittleren Ostens zu halten.  

 

Mitte Juni traf ich mich mit zwei Mitarbeiterinnen der kanadischen Botschaft. Wir 

erörterten die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit, weiter Einzelfragen des 

kindlichen Wohls bei grenzüberschreitenden Fällen, bei denen ein Partner bei 

häuslicher Gewalt entweder nach Kanada oder nach Deutschland zurückgekehrt ist 

und das Kind als Zeuge benannt wurde.   
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Ende Juni veranstaltete die Botschaft der Vereinigten Staaten ein großes Sommerfest 

anlässlich des „Independence Day“. Dort traf ich mich mit dem 

Bundesopferbeauftragten und einigen Vertretern anderer Hilfseinrichtungen und 

machten uns untereinander bekannt.   

 

Anfang Juli ging es weiter mit einer Veranstaltung zur Einführung des neuen Leiters 

der JVA-Plötzensee. Dabei traf ich mehrere Vertreter der Berliner Polizei, der 

Berliner Staatsanwaltschaft, des Amtsgerichts Tiergarten und des Landgerichts 

Berlin I. Wir erörterten einige praktische Probleme, wie beispielsweise die 

Dauerbaustelle am Eingang zum Kriminalgericht in der Wilsnacker Straße. Direkt 

hinter dem Eingang befindet sich nämlich das Zeugenbetreuungszimmer und es ist 

für die Mitarbeiterinnen mit einem erheblichen Mehraufwand verbunden, die Zeugen 

am Eingang zur Turmstraße abzuholen. Hinzu kommt, dass die Wartezeit sich wegen 

der Sicherheitsmaßnahmen dort erheblich verlängert hat.   

 

Schon kurz danach fand das wichtige Treffen beim Netzwerk „Gewaltfreie Pflege“ 

statt. Ich stellte dort meine Arbeit vor und wir besprachen die Möglichkeiten, wie wir 

enger zusammenarbeiten können. Zu diesem Netzwerk zählen mittlerweile 

zahlreiche Behörden und Einrichtungen der Stadt. Die näheren Einzelheiten dazu 

habe ich im Vorjahresbericht vorgestellt. Die Staatsanwaltschaft und die 

Amtsanwaltschaft zählen ebenfalls dazu und berichteten darüber, wie viele 

Ermittlungsverfahren sie in den letzten Jahren im Bereich der ambulanten und 

stationären Pflege eingeleitet haben. Allerdings ist die Beweisführung in diesem 

Bereich äußerst schwierig, so dass Anklagen selten erfolgen und Verurteilungen 

noch seltener sind.    

 

Ebenfalls im Juli hatte mich die Botschafterin der USA zu einer Gartenparty in ihrer 

Residenz eingeladen. Anlass der Einladung war ihr Abschied aus Berlin und so 

kamen noch einmal viele Netzwerkpartner zusammen. 

 

Schon wenige Tage später im Juli stand der Fachtag Opferschutz der Berliner Polizei 

an. Die Veranstaltung fand in der Zitadelle in Spandau statt. Mehrere hundert junge 

Berufsanfänger und -anfängerinnen in der Ausbildung bekommen darüber einen 

Einblick auf die Sichtweise der Opfer und wie deren Belange sind. Ich habe einen 

Vortrag zum Umgang mit Opfern gehalten und dabei die Bedürfnisse, Sorgen und 

Wünsche der Betroffenen dargestellt.  

 

Ende Juli schließlich traf ich den konsularischen Leiter der Schweizer Botschaft. Wir 

hatten in der Zeit der Europameisterschaft wiederholt Kontakt und wollten bei 

diesem Treffen ausloten, wie wir uns noch effektiver um Schweizer Bürger und 

Bürgerinnen kümmern können, die Opfer einer Straftat in Berlin werden.  

 

Der August war durch die Ferienzeit geprägt. Viele Netzwerkpartner waren im 

Urlaub und auch die Anfragen ratsuchender Betroffener waren selten. 

Erwähnenswert ist jedoch, dass ich in der kanadischen Botschaft einen Vortrag zur 
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Rolle des Kindes als Zeuge in straf- und familienrechtlichen Verfahren gehalten 

habe. Das Publikum bestand aus Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der 

konsularischen Abteilungen mehrerer Botschaften. Weiter fand das alljährliche 

Sommerfest der National Crime Agency statt, zu dem ich wieder eingeladen worden 

war. Wie schon im Vorjahr erwähnt, handelt es sich um ein Netzwerktreffen, bei 

dem auch Opferschützer und Hilfsorganisationen eingeladen werden. Dabei geht es 

speziell um ausländische Opfer, oftmals Frauen, die aus dem Ausland über Berlin in 

andere Staaten geschleust werden, um dort als billige Arbeitskräfte ausgebeutet oder 

zur Prostitution gezwungen zu werden.      

 

Im September gab es nach der Ferienzeit wieder verstärkt zu tun. So war ich als 

Live-Gast in der Berliner Abendschau eingeladen. Es ging um Fragen zu Gewalt- 

und Tötungshandlungen an Frauen, den sogenannten Femiziden.  

 

Kurz danach hatte mich Frau Justizsenatorin Dr. Badenberg zur Gesprächsrunde 

„Schutz für von Gewalt betroffene Frauen“ eingeladen. Das Treffen fand in der 

Senatsverwaltung für Justiz statt und es nahmen mehrere Akteure aus Berlin daran 

teil. Wir diskutierten, wie fach- und ressortübergreifend zusammengearbeitet werden 

könnte, um Gewalthandlungen besser vorbeugen zu können.  

 

Wenige Tage später fuhr ich für zwei Tage nach Hamburg. Dort fanden diesmal die 

halbjährlich stattfindenden Fachgespräche des Beauftragten der Bundesregierung für 

die Anliegen Betroffener von terroristischen und extremistischen Taten statt. 

Gemeinsam mit den Opferbeauftragten der Bundesländer und anderen 

Bundesbehörden besprachen wir zahleiche Opferschutzthemen der Länder und des 

Bundes.  

 

Zurück in Berlin fand das Netzwerktreffen der konsularischen Abteilungen mehrerer 

Botschaften in der Botschaft der USA statt. Bei diesem jährlichen Treffen lädt die 

Botschaft ihre Netzwerkpartner beim Opferschutz in Berlin ein und stellt ihre neuen 

Kollegen und Kolleginnen vor.  

 

Gleich am darauffolgenden Tag nahm ich an der Festveranstaltung zum Spatenstich 

des Childhood-Hauses auf dem Campus der Charité, Virchow Klinikum, teil. Der 

Spatenstich erfolgte im Beisein der Königin von Schweden, die als Schirmherrin 

fungiert.  

 

Wenige Tage später fuhr ich für zwei Tage nach Stuttgart. Dort fand eine 

Fachveranstaltung zum Thema „Restorative Justice“ statt. Fachleute aus ganz 

Deutschland nahmen daran teil und diskutierten, wie ein nachhaltiger Frieden 

zwischen verfeindeten Parteien und deren sozialen Umfeld hergestellt werden kann.  
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Ebenfalls noch im September führte ich in der Senatsverwaltung für Justiz eine 

Informationsveranstaltung für die neu gewählten Schöffen und Schöffinnen durch. 

Die Veranstaltung fand auf Initiative des Bund der ehrenamtlichen Richterinnen und 

Richter, Landesverband Brandenburg und Berlin e.V. statt und sollte vermitteln, wie 

eine Balance zwischen den berechtigen Interessen der Angeklagten und der 

Geschädigten gefunden werden könnte.  

 

Im Oktober hatte mich der neue Botschafter Großbritanniens in die Botschaft 

eingeladen, um sich ein besseres Bild der Zusammenarbeit bei 

grenzüberschreitenden Fällen machen zu können.  

 

Noch am selben Tag fuhr ich zum Jahrestreffen des Opferhilfsvereins „Weißer Ring“ 

nach Reinickendorf, was zu den wichtigeren Netzwerktreffen gezählt werden darf. 

Dabei nahmen zahlreiche Vertreter der Berliner Polizei und anderer 

Opferhilfseinrichtungen teil.  

 

Im Rahmen meines Jahresurlaubs in Japan habe ich dann einen Gastvortrag an der 

Chuo University in Tokio gehalten. Den Vortrag hielt ich auf Einladung von 

Professor Dr. Takizawa, der ihn ins Japanische übersetzte. Mittlerweile erschien der 

Vortrag in einer japanischen Zeitschrift für Rechtsvergleich. Thema war, wie der 

Opferschutz in Deutschland in der Theorie und in der Praxis aussieht. Die 

Zuhörerschaft bestand mehrheitlich aus anderen Professoren mehrerer Universitäten 

Tokios und einigen Politikern, da in Japan die Rechte der Opfer reformiert werden 

sollen.  

 

Zurück in Berlin hatte ich im November zunächst der Zeitschrift „Richter ohne 

Robe“ ein sehr umfangreiches Interview gegeben. Dieses erschien Anfang Januar 

2025 unter der Überschrift „Was macht eigentlich der Opferbeauftragte?“ 

 

Sodann nahm ich an einer Podiumsdiskussion im Bundesministerium für Justiz teil. 

Ich war eingeladen worden mitzudiskutieren zum Thema „Möglichkeiten und 

Grenzen der Vereinbarkeit von Psychotherapie und Glaubhaftigkeit im 

Strafverfahren“ Dabei ging es um die Problematik, ob eine psychotherapeutische 

Behandlung die Aussage eines Zeugen beeinflusst.  

 

Wenige Tage später nahm ich auf Einladung der Botschaft Kanadas am Workshop 

„Mental Health“ teil. Teilnehmer waren zahlreiche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

der konsularischen Abteilungen vieler Botschaften, die mit grenzüberschreitenden 

Fällen zu tun haben und bei denen mindestens eine Person in irgendeiner Form 

psychisch erkrankt ist. Gerade diese Fälle führen in der Praxis zu großen 

Herausforderungen, da die Betroffene nicht selten ihre Erkrankung nicht erkennen 

können oder wollen und entsprechend jedwede Form der Zusammenarbeit ablehnen. 

Dies wiederum führt zu entsprechenden Folgen, wenn beispielsweise in Deutschland 

ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde.  
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Weiter nahm ich am zweiten Treffen mit der Berliner Justizsenatorin teil. Sie hatte 

ein weiteres Mal mehrere Fachleute zu sich in die Senatsverwaltung eingeladen, um 

mit ihr zu diskutieren, wie der Schutz für von Gewalt betroffenen Frauen verbessert 

werden kann. Einigkeit bestand darin, dass die Senatsverwaltungen effektiver 

zusammenarbeiten müssen, dem aber ausgerechnet der Datenschutz im Weg steht.  

 

Im Dezember schließlich stand zunächst das jährlich Netzwerktreffen im LKA 1 

statt. Dabei erörterten die Fachteilnehmer zunächst den Verlauf des Jahres, 

lokalisierten Schwachpunkte und besprachen, wie sie diesen künftig besser begegnen 

können. Das mittlerweile seit einigen Jahren regelmäßig stattfindende Treffen hat zu 

spürbaren Verbesserungen im praktischen Alltag beigetragen. Die bei mir früher 

eingegangenen Beschwerden über mangelnden empathischen Umgang mit 

Betroffenen von Sexualstraftaten kommen so gut wie gar nicht mehr vor.  

 

Am 19. Dezember nahm ich an der Gedenkveranstaltung auf dem Breitscheidplatz 

teil. Gemeinsam mit dem Bundesopferbeauftragten, standen wir den Betroffenen für 

ihre Anliegen zur Verfügung.  

 

Einen Tag zuvor wurde ich auf Beschluss des Bundeskabinetts zum Nachfolger des 

Beauftragten der Bundesregierung für die Anliegen von Betroffenen von 

terroristischen und extremistischen Anschlägen im Inland ernannt. Der bisherige 

Amtsinhaber hatte das Amt zum Jahresende infolge des sogenannten 

„Ampelbruchs“, also dem Platzen der Koalition der Bundesregierung, gekündigt. 

Das Amt trat ich offiziell zum 1. Januar 2025 an.  

 

Am 20. Dezember geschah der Anschlag auf den Magdeburger Weihnachtsmarkt. 

Durch meine Erfahrungen mit dem Anschlag auf dem Weihnachtsmarkt am 

Breitscheidplatz wusste ich, dass es für die Betroffenen wichtig ist, dass sie nicht nur 

umgehend Unterstützung erfahren, sondern dass Personalwechsel in der ersten Phase 

nicht hilfreich sind. Entsprechend bin ich nach Absprache gleich am nächsten Tag 

nach Magdeburg gefahren, um den Noch-Amtsinhaber und meine Kollegin auf 

Landesebene, die Opferbeauftragte des Landes Sachsen-Anhalt, in ihren Aufgaben 

zu unterstützen. Wie wichtig das in der Sache war, zeigte sich schon darin, dass ich 

erst am Nachmittag des 23. Dezembers zurück nach Berlin gefahren bin. Auch in den 

Tagen zwischen den Jahren hatte ich zahlreiche Gespräche zu führen, da die 

Dimension des Anschlags enorme Ausmaße angenommen hatte. Sechs Tote und 

hunderte Verletzte ließen erahnen, dass das nächste Jahr nicht ruhiger verlaufen wird. 
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II. Tätigkeiten der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 

 

1. Finanzielle Zuwendungen 

 

Die Senatsverwaltung unterstützte im Zeitraum 2024 insgesamt zwölf für den 

Opferschutz relevante Projekte durch finanzielle Zuwendungen35. Die Projekte der 

seinerzeitigen Abteilung V der SenJustV erhielten für 2024 3.600.000 €36. Die 

Gesamtzuwendungen lagen für die Projekte im Förderbereich „Gewaltprävention 

und Opferschutz“ im Jahr 2024 bei 842.000 €37. Um die dadurch unterstützten 

Tätigkeiten im Opferschutz zu veranschaulichen, sollen exemplarisch folgende 

Einrichtungen näher dargestellt werden: 

 

a. Gewaltschutzambulanz der Charité 

Im Februar 2014 nahm die Berliner Gewaltschutzambulanz ihre Arbeit auf. Es 

handelt sich dabei um eine rechtsmedizinische Untersuchungsstelle zur 

Begutachtung und Dokumentation der Verletzungen von Gewaltopfern an der 

Charité. Die Inanspruchnahme des Angebotes der Gewaltschutzambulanz hat sich 

seit 2014 wie folgt entwickelt38: 

 

Jahr Fallkontakte 

insgesamt 

Durchgeführte 

Untersuchungen 

Weiter-

vermittlungen 

2014 (ab Feb) 307 145 142 

2015 635 244 344 

2016 913 475 378 

2017 1.249 610 574 

2018 1.381 692 700 

2019 1.540 646 782 

2020 1.661 574 962 

2021 1.692 542 1007 

2022 1.668 595 1073 

2023 1.719 605 801 

2024 1.594 643 730 

 

 

b. Opferhilfe Berlin e.V.  

Die „Opferhilfe – Hilfe für Opfer von Straftaten in Berlin e. V.“ ist der Träger von 

insgesamt drei Zuwendungsprojekten: In der Beratungsstelle helfen sie 

Ratsuchenden bei allen Fragen, die nach einer Straftat auftreten können. In der 

Zeugenbetreuungsstelle unterstützen sie Zeug-/innen am Tag der Verhandlung im 

Gericht, aber auch vor und nach dem gerichtlichen Verfahren. In der proaktiv-

Servicestelle für Betroffene von Straftaten unterstützen sie Ratsuchende dabei, eine 

passende Fachberatungsstelle zu finden. Der Verein hilft unabhängig von Delikt, 

Alter, Geschlecht und Herkunft. Die Leistungen sind für die Betroffenen kostenlos 
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und vertraulich. Nachfolgend wird die Anzahl der Klient/-innen der Beratungsstelle 

pro Jahr dargestellt:  

 

201439 201540 201641 201742 201843 201944 202045 202146 202247 

915 964 991 973 1.054 1.113 1.298 1.509 1.832 

202348 202449        

1.653 1.805        

 

 

2. Andere Tätigkeiten 

 

Die Tätigkeiten der Senatsverwaltung beschränkten sich nicht allein auf finanzielle 

Zuwendungen. Weiter werden regelmäßig Projekte der Gewaltprävention und des 

Opferschutzes initiiert oder unterstützt. Diese sind sehr vielfältig und reichen 

beispielsweise von Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels über eine 

Neustrukturierung der Rechtshilfe für Ersuchen aus und in EU-Staaten. Von 

besonderer Bedeutung waren dabei die vielfältigen Tätigkeiten des nachfolgend 

beschriebenen Projekts „Ansprechpartner-/in bei der Staatsanwaltschaft für 

gleichgeschlechtliche Lebensweisen“. 

 

Im Jahre 2012 wurde bei der Staatsanwaltschaft Berlin eine Ansprechpartnerin für 

gleichgeschlechtliche Lebensweisen ernannt. Unter dieser Sammelbezeichnung ist 

jede Form von vorurteilsmotivierter Kriminalität zu verstehen, die sich gegen 

Menschen aufgrund ihrer sexuellen Identität oder Orientierung richtet, also 

insbesondere aufgrund ihrer Homo-, Bi-, Trans- oder Intersexualität. In diesem 

Bereich ist die Bereitschaft, Straftaten anzuzeigen, signifikant geringer. Um der 

Bildung rechtsfreier Räume und daraus folgenden Gefahren für Bewohner/-innen 

oder Gästen von Berlin zu begegnen, wurde die Stelle errichtet. Hierbei können sich 

die Geschädigten jederzeit mit Fragen an die Ansprechpartner/-innen wenden50. In 

der Vergangenheit hat sich die Anzahl der Verfahrenseingänge wie folgt 

entwickelt51: 

 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 

112 107 95 153 244 261 332 436 445 537 

2023 2024         

791 735         

 

Wie in den Jahren zuvor waren die am häufigsten gegen diese Opfergruppe verübten 

Taten auch im Jahr 2024 Beleidigungen (49%) und Körperverletzungen (17%). Aber 

auch Bedrohungen (12%), Volksverhetzung (10%) und Sachbeschädigungen (4%) 

sind hier verübt worden. 90% der Verfahren endeten in Geldstrafen, 7% in 

Freiheitsstrafen und 3% in Jugendarrest.  
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      D. Inanspruchnahme von Opferhilfsangeboten sowie von Opferrechten 

 

I. Zeugenbetreuungsstelle 

 

Die Zeugenbetreuung im Kriminalgericht Moabit unterstützt Menschen, die als 

Zeugen/-innen und/oder Opfer einer Straftat im Strafverfahren aussagen müssen und 

deren Angehörige. Bei kindlichen Zeugen/-innen erfolgt eine Betreuung mit 

altersgerechten Methoden, um sie auf ihre Zeugenaussage vorzubereiten. Die Räume 

dienen als geschützter Ort zur Überbrückung von Wartezeiten vor einer 

Verhandlung. Zudem wird ermöglicht, sich vorab mit dem Gerichtssaal vertraut zu 

machen und es wird eine persönliche Begleitung zu Gerichtsverhandlungen 

angeboten. Die Zeugenbetreuungsstelle wurde in den vergangenen Jahren wie folgt 

in Anspruch genommen: 

 

201452 201553 201654 201755 201856 201957 202058 202159 202260 

1.148 1.156 1.130 1.282 1.228 1.173 1.073 1.101 1.061 

202361 202462        

1.151 1.188        

 

 

II. Psychosoziale Prozessbegleitung  

 

Im Rahmen des Gesetzes zur Stärkung der Opferrechte im Strafverfahren (3. 

Opferrechtsreformgesetz, in Kraft getreten am 01.01.2017) wurde die psychosoziale 

Prozessbegleitung in § 406g StPO gesetzlich verankert. Danach haben insbesondere 

Kinder und Jugendliche, aber auch Opfer schwerer Sexual- oder Gewaltdelikte, ein 

Recht auf kostenlose psychosoziale Prozessbegleitung. Dies umfasst die qualifizierte, 

nicht-rechtliche Betreuung, Informationsvermittlung und Unterstützung im 

Strafverfahren. Nach Angaben der Prozessbegleiterinnen wurde diese Möglichkeit 

wie folgt in Anspruch genommen63: 

 

 Beiordnungen 

insgesamt 

Anzahl  

Prozessbegleiter/-begleiterinnen 

2019 115  

2020 218 6 

2021 311 8 

2022 328 11 

2023 356 11 

2024 38564 16 

 

Die Zahlen umfassen auch Beiordnungen, welche im Ermittlungsverfahren oder im 

Hauptverfahren eingestellt wurden. Im Gegenteil dazu beinhalten die offiziellen 

Zahlen des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg nur die Beiordnungen, welche in 
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dem Jahr in einem Hauptverfahren abgeschlossen wurden. Diese Form der 

Opferunterstützung besteht nun seit mehreren Jahren. Die verfügbaren Zahlen 

zeigen, dass die Hilfe angenommen wird.  

 

 

III. Nebenklageverfahren bis 2024 

 

Die Möglichkeit der Nebenklage wurde in den Jahren 2011 bis 2024 wie folgt in 

Anspruch genommen: 

 

 Amtsgericht 

Tiergarten 

Landgericht  

(1. Instanz) 

Landgericht 

(2. Instanz) 

Kammer-

gericht  

(1. Instanz) 

Kammer-

gericht 

(Revision) 

2011 594 107 117 0 2 

2012 529 150 125 0 4 

2013 529 131 103 0 0 

201465 532 141 94 0 2 

201566 549 130 103 0 1 

201667 460 102 97 0 2 

201768 477 108 85 0 1 

201869 522 122 108 1 2 

201970 506 115 138 0 1 

202071 436 113 97 0 6 

202172 477 100 97 0 0 

202273 490 110 93 1 0 

202374 451 116 114 2 0 

202475 440 127 97 0 1 

 

Daraus wird ersichtlich, dass die Inanspruchnahme der Nebenklage in Berlin – trotz 

steigender Opferzahlen – insbesondere vor dem Amtsgericht stagniert bzw. sogar 

stetig weiter sinkt.  

 

Im bundesweiten Vergleich lässt sich über die letzten zehn Jahren ein ähnlicher 

Abstieg in der Inanspruchnahme der Nebenklage vor dem Amtsgericht aufzeigen:  

 

 Amtsgericht Landgericht 

(1. Instanz) 

201476 8.922 2.314 

201577 8.454 2.179 

201678 8.071 2.135 

201779 7.672 2.112 

201880 7.393 2.152 

201981 7.749 2.223 

202082 6.695 2.207 

202183 6.711 2.309 
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202284 6.207 2.056 

202385 6.570 2.228 

202486 6.457 2.363 

 

 

IV. Adhäsionsverfahren bis 2024 

 

In Berlin haben Betroffene seit 2011 wie folgt einen Adhäsionsantrag im 

Strafverfahren gestellt: 

 

Amtsgericht 

Tiergarten 

Endurteil Grundurteil Gerichtl. protokol. 

Vergleich 

2011 56 12 19 

2012 57 7 27 

2013 47 10 33 

201487 69 4 23 

201588 64 8 27 

201689 46 8 13 

201790 48 9 12 

201891 51 3 10 

201992 42 5 12 

202093 30 5 8 

202194 29 6 5 

202295 33 5 7 

202396 39 4 4 

202497 18 2 1 

 

Landgericht 

Berlin (1. Instanz) 

Endurteil Grundurteil Gerichtl. protokol.  

Vergleich 

2011 6 1 3 

2012 24 2 2 

2013 25 4 8 

201498 35 6 8 

201599 26 6 10 

2016100 32 11 4 

2017101 23 2 4 

2018102 32 1 8 

2019103 35 2 6 

2020104 35 3 6 

2021105 24 0 2 

2022106 27 2 0 

2023107 39 2 4 

2024108 53 1 3 
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Daraus wird ersichtlich, dass in Berlin auch die Fallzahlen zum Adhäsionsantrag vor 

dem Amtsgericht stetig weiter sinken. Im Gegenteil dazu steigt vor dem Landgericht 

(1. Instanz) die Inanspruchnahme des Adhäsionsantrages. 

 

 

V. Verfahrensdauer in Berlin (mit Schwerpunkt auf Sexualstraftaten) 

 

Besonders im Bereich der häuslichen Gewalt und bei Sexualdelikten empfinden viele 

Betroffene die Erstattung einer Strafanzeige, die sich daran anschließende 

Vernehmung durch die Polizei und das Abwarten darauf, ob die Staatsanwaltschaft 

Anklage erhebt, als äußerst belastend. Erschwerend kommt in vielen Fällen hinzu, 

dass das soziale Umfeld des Beschuldigten die Geschädigten bedrängt, die Anzeige 

zurückzunehmen oder als Zeugin die Geschehnisse zu leugnen oder mindestens zu 

bagatellisieren. Entsprechend ist es für die Betroffenen von hoher Bedeutung, wie 

lange ein Verfahren sich hinzieht.  

 

In den letzten Jahren fiel dem Opferbeauftragten bei Gesprächen mit Geschädigten 

zunehmend häufiger auf, dass diese sich über die Dauer des Verfahrens erkundigten 

und wissen wollten, ob monatelanges Warten „normal“ wäre. Das wurde zum Anlass 

genommen, sich damit auseinanderzusetzen, ob es sich um subjektive Gefühle der 

Betroffenen handelt oder ob sich die Dauer der Verfahren tatsächlich verlängert hat.  

Die Auswertung des zur Verfügung stehenden Zahlenmaterials des statistischen 

Bundesamtes zeigt folgendes:  

 

Bei Betrachtung eines zehnjährigen Zeitraumes von 2014 bis 2024 ist ein stetiger 

Anstieg der Verfahrensdauer zu beobachten, wobei Verfahren im Bereich der 

Sexualstraftaten109 besonders betroffen sind. 

 

Im Einzelnen: 

 

1. Anzahl der Ermittlungsverfahren 

 

Wie bereits oben dargestellt, steigt die Anzahl der Betroffenen von allen Straftaten, 

welche zu den „PKS-Opferdelikten“ gehören, kontinuierlich seit Jahren. Auch dieses 

Jahr ist ein Anstieg der Fallzahlen zu verzeichnen (+6,4 %), wobei insbesondere die 

Sexualdelikte hervorzuheben sind, beispielsweise der sexuelle Übergriff mit +23,2% 

und der sexuelle Missbrauch von Kindern mit +16,1%.  

 

Folglich ist es konsequent, dass auch die Anzahl der Ermittlungsverfahren 

bundesweit und in Berlin in den letzten zehn Jahren angestiegen ist. Im Ergebnis ist 

die Anzahl der Ermittlungsverfahren in den letzten zehn Jahren bundesweit von ca. 

4,7 Mio. auf ca. 5,5 Mio. um ca. 16 % gestiegen. Auch in Berlin sind ca. 15,5 % 

mehr Ermittlungsverfahren als vor zehn Jahren zu verzeichnen: 
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 Bundesweit In Berlin 

 Alle Verf. Erledigung 

durch Anklage 

Alle Verf. Erledigung 

durch Anklage 

2014110 4.696.112 441.235 316.944 22.553 

2015111 4.989.559 428.871 321.212 22.986 

2016112 5.181.670 434.581 328.477 22.825 

2017113 4.858.212 424.049 310.423 22.142 

2018114 4.939.174 423.143 320.816 21.342 

2019115 4.938.651 418.709 337.262 21.919 

2020116 4.996.494 388.042 326.404 19.470 

2021117 4.879.786 342.707 331.299 17.641 

2022118 5.101.069 340.243 348.339 17.553 

2023119 5.503.431 352.609 364.612 18.918 

2024120 5.464.278 341.573 366.242 18.156 

 

Einen nennenswerten Anteil an dieser Entwicklung haben die Sexualstraftaten. Die 

Anzahl der Ermittlungsverfahren im Bereich des Sexualstrafrechts haben sich in den 

letzten zehn Jahren wie folgt entwickelt121:  

 

 Deliktsgruppe: 

 Sexualstraftaten 

Deliktsgruppe: 

 Sexualstraftaten  

in Berlin 

 Alle Verf. Erledigung 

durch Anklage 

Alle Verf. Erledigung 

durch Anklage 

2014 53.272 7.920 2.448 270 

2015 53.140 7.762 2.345 329 

2016 55.837 8.435 2.345 357 

2017 63.053 9.350 3.041 445 

2018 71.972 10.512 3.411 565 

2019 81.830 10.924 3.756 568 

2020 95.426 11.611 3.794 493 

2021 137.558 11.873 5.246 543 

2022 139.840 13.466 5.875 639 

2023 148.868 15.587 6.696 725 

2024 147.717 16.222 6.457 809 

 

Der Anstieg von Ermittlungsverfahren zu Sexualstraftaten ist besonders eindrücklich 

– von bundesweit über 53.000 Fälle im Jahr 2014 auf über 147.000 Fälle im Jahr 

2024 um ca. 177%. Auch in Berlin ist die Anzahl an Ermittlungsverfahren im 

Sexualstrafrecht um ca. 163% - von ca. 2.500 auf ca. 6.500 gestiegen. Hierbei 

dürften u.a. die zahlreichen Gesetzesreformen im Bereich der Sexualstraftaten 

mitursächlich sein (vgl. 49. StrÄndG vom 21.1.2015; 50. StrÄndG vom 4.11.2016; 

59. StrÄndG vom 09.10.2020, das Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt 

gegen Kinder vom 16.06.20, sowie die Einführung der Strafbarkeit der Verbreitung 

und des Besitzes von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern (§176e) am 

14.9.2021). 
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2. Verfahrensdauer des staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens 

 

Der deutliche Zuwachs an Ermittlungsverfahren – insbesondere im Bereich der 

Sexualstraftaten – stellt die Staatsanwaltschaften vor spürbare Herausforderungen. 

Denn gerade in diesem Bereich handelt es sich oftmals um höchst komplexe 

Sachverhalte, bei denen selten unbeteiligte Zeugen oder Zeuginnen oder andere 

Beweise zur Verfügung stehen. Entsprechend haben die Ermittlungsbehörden häufig 

zeitaufwändige Befragungen und Untersuchungen durchzuführen.   

 

Die durchschnittliche Verfahrensdauer in Monaten vom Tag der Einleitung des 

Ermittlungsverfahrens bis zur Abschlussentscheidung durch die Staats- oder 

Amtsanwaltschaft entwickelte sich in den letzten zehn Jahren wie folgt:  

 

 Alle Delikte Deliktsgruppe: Sexualstraftaten 

  Bei Anklage  Bei Anklage 

 Bundes-

weit 

In Berlin Bundes-

weit 

In Berlin Bundes-

weit 

In Berlin Bundes-

weit 

In Berlin 

2014122 3,3 3,9 4,2 6,5 5,6 7,2 8,2 10,7 

2015123 3,3 4,1 4,3 5,4 5,7 7,6 8,6 10,5 

2016124 3,4 4,3 4,4 5,6 5,5 7,8 8,2 12,9 

2017125 3,5 4,2 4,4 5,3 5,3 8,2 6,0 10,4 

2018126 4,0 4,5 4,7 5,6 5,5 5,4 8,4 9,1 

2019127 3,7 3,9 4,8 5,2 5,7 5,6 8,8 9,9 

2020128 3,8 4,4 5,1 5,8 5,9 6,0 9,6 11,4 

2021129 3,6 3,9 5,2 5,8 5,4 6,1 10,4 13,6 

2022130 3,7 4,0 5,3 6,2 5,8 5,9 10,9 14,3 

2023131 4,0 4,1 5,7 6,2 6,4 5,9 12,6 15,1 

2024132 4,2 4,4 6,1 6,5 7,3 6,1 13,9 13,6 

 

Mithin stieg die durchschnittliche Verfahrensdauer von Strafverfahren stetig an.  

 

Die Komplexität der Sexualdelikte zeigt sich besonders bei der Dauer bis zur 

Anklageerhebung. Dabei ist der Anstieg auffällig ausgeprägt. Die Verfahrensdauer 

bei Anklageerhebung ist hier nämlich in den vergangenen 10 Jahren im 

Bundesdurchschnitt um knapp 70 %, fast ein halbes Jahr, gestiegen.  

 

Im Jahr 2024 sind im bundesweiten Durchschnitt aller Delikte bis zur Anklage 6,1 

Monate vergangen (in Berlin 6,5 Monate). Im Bereich der Sexualstraftaten vergingen 

bis zur Anklage aber 13,9 Monate (in Berlin 13,6 Monate). Damit dauern die 

Ermittlungsverfahren im Bereich der Sexualstraftaten bis zur Anklageerhebung in 

Berlin mehr als doppelt so lang im Vergleich zum Durchschnitt aller Delikte (6,5), 

bundesweit betrachtet sogar noch länger. Das bedeutet, dass Geschädigte im Bereich 

der Sexualdelikte in vielen Fällen durchschnittlich über ein Jahr darauf warten 

müssen, ob die Staatsanwaltschaft Anklage erhebt.  
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Berlin ist bemüht, sich dem Trend der immer längeren Verfahrensdauer durch 

Personalaufstockungen zu widersetzen. Dies führt zu messbaren Erfolgen. So ist es 

im Jahre 2024 gelungen, die Dauer bis zur Anklageerhebung im Bereich der 

Sexualdelikte wieder auf die Zeitspanne des Jahres 2021 abzusenken (jeweils 13,6 

Monate). Dies ist deswegen beachtlich, da - wie oben dargestellt - die 

Staatsanwaltschaft Berlin in diesem Bereich seit dem Jahr 2020 jedes Jahr mehr 

Anklagen erhoben hat. Weiterhin ist es gelungen, dass entgegen dem Bundestrend 

die Gesamtdauer der Ermittlungsverfahren (Sexualdelikte) in den letzten Jahren trotz 

der ständig steigenden Fallzahlen nicht weiter angestiegen ist.     

 

Die sich anschließende interessante Folgefrage ist die Dauer der Gerichtsverfahren 

im Bereich der Sexualdelikte. Denn wenn sich schon der Zeitraum des 

Ermittlungsverfahrens als Belastung für die Geschädigten darstellt, gilt dies natürlich 

ebenso für den Zeitraum von Anklageerhebung bis zur Gerichtsverhandlung und für 

den weiteren Zeitraum bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens. Soweit 

ersichtlich gibt es aber keine nach Deliktsgruppen sortierte Daten zur 

Verfahrensdauer vor den Gerichten. Ob die Verfahrensdauer bei Sexualstraftaten 

auch hier länger als bei anderen Deliktsgruppen ist, lässt sich deshalb an dieser Stelle 

nicht bestimmen. 

 

 

VI. Erledigte Verfahren mit Auflagen, die auch den Geschädigten zugutekamen 

 

In den Jahren 2011 bis 2024 wurden - je nach Verfahrensstadium den / der 

Beschuldigten, Angeklagten oder Verurteilten - in Ermittlungs- und Strafverfahren 

sowie aus Anlass von Begnadigungen folgende Geldbeträge insgesamt auferlegt: 

 

  

Gesamtbetrag in € 

Für die Kosten-

einziehungsstelle 

der Justiz 

Für die 

Sammelfonds der 

Justiz 

Anzahl der 

Einrichtungen, auf 

die der Restbetrag 

verteilt wurde 

2011133 4.992.237,84 3.396.147,84 120.146,00 302 

2012134 5.187.263,18 3.471.293,76 125.704,00 272 

2013135 6.976.278,32 5.087.599,17 147.560,00 297 

2014136 6.914.626,74 4.857.566,54 148.340,00 314 

2015137 6.924.727,16 4.874.173,46 143.410,00 321 

2016138 7.336.953,52 5.246.256,48 130.881,96 334 

2017139 6.880.483,92 4.550.714,88 174.630,00 353 

2018140 6.681.419,61 4.004.022,08 118.560,00 332 

2019141 7.258.201,37 4.769.403,48 272.883,00 340 

2020142 6.869.044,37 4.492.847,61 328.754,30 302 

2021143 12.079.246,23 8.817.218,99 871.450,00 337 

2022144     7.730.151,58    4.809.873,47      357.062,00          345 

2023145 8.661.308,60 1.194.952,94 150.460,00 380 

2024146 8.683.481,12 5.778.038,44 504.401,52 319 
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VII. Opfer- und Schadensfonds 

 

1. Opferfonds 

 

Der Opferfonds finanziert sich aus den geleisteten Arbeitsstunden von Tätern/-innen, 

deren Ertrag den Geschädigten zugutekommt. Jährlich konnten als 

Wiedergutmachung insgesamt folgende Beträge in € ausgezahlt werden: 

 

2011 2012 2013 2014147 2015148 2016149 

31.167 27.242,51 28.026,50 35.602,50 24.475 23.815 

2017150 2018151 2019152 2020153 2021154 2022155 

16.798 23.269,20 18.810 26.638 € 16.652 € 16.416 € 

2023156 2024157     

k.A. 17.970,49     

 

2. Schadenfonds 

 

Der Schadenfonds bietet die Möglichkeit einer materiellen Opferentschädigung in 

Fällen, in denen bei mittellosen Tätern/-innen ein Täter-Opfer-Ausgleich nicht in 

Betracht kommt, Schadenswiedergutmachung aber schon aus erzieherischen 

Gründen bzw. im Opferinteresse angebracht erscheint. Mittlerweile nutzen alle 

Jugendabteilungen des Amtsgerichts Tiergarten sowie die Jugendstrafkammern des 

Landgerichts dieses Angebot. Jährlich konnten insgesamt folgende Beträge in € 

ausgezahlt werden: 

 

2011 2012 2013 2014158 2015159 2016160 

81.130,02 90.155 73.188,72 84.507,22 115.348,45 77.878,64 

2017161 2018162 2019163 2020164 2021165 2022166 

96.673,64 117.475,50 110.474 142.135 182.930 164.290 

2023167 2024168     

k.A. 191.699,60     
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VIII. Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) 

 

Die Statistik zum TOA stellt sich für den Zeitraum von 2012 bis 2024 wie folgt dar 

(Anzahl der Beschuldigten / Geschädigten): 

 

 Fallzahlen Erwachsene Jugendliche 

2012 455 165 727 / 603 

2013 416 252 655 / 567 

2014169 383 259 609 / 521 

2015170 311 190 509 / 416 

2016171 363 179 / 207 350 / 237 

2017172 366 158 / 211 354 / 261 

2018173 337 160 / 217 360 / 210 

2019174 392 212 / 253 364 / 263 

2020175 320 153 / 218 358 / 195 

2021176 292 131 / 218 278 / 168 

2022177 273 103 / 182 324 / 240 

2023178 281 95 / 157 348 / 221 

2024179 245 87 / 143 296 / 177 

 

 

IX. Soziales Entschädigungsrecht 

 

In Berlin wurden im Jahr 2024 insgesamt 1.477 Erstanträge zur Opferentschädigung 

gestellt180. Insgesamt wurden 1.000 Anträge im Jahr 2024 erledigt. In 53 Fällen 

wurden Renten bewilligt; bei 43 Personen wurde eine Schädigungsfolge mit einem 

Grad von unter 25 anerkannt und bei 31 Anträgen wurden (nur) die 

Heilbehandlungskosten anerkannt. 662 Schnelle Hilfen wurden gewährt. 171 

Anträge wurden abgelehnt bzw. 40 haben sich auf sonstige Weise erledigt. Die 

Antragsstatistiken der letzten Jahre lauten wie folgt:  

 

2012 2013 2014 2015 2016 2017 

1.390 1.225 1.139 1.083 1.274 1.324 

2018 2019 2020 2021 2022 2023 

1.213 1.252 1.406 1.241 1.370 1.391 

2024 1.477     
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       E. Erkenntnisse 

 

I. Entwicklung der Fallzahlen von Opfern von Straftaten 

 

Die Zahl der Opfer ist auch im Jahre 2024 weiter gestiegen. Im Vergleich zum 

Vorjahr um 6,4% auf nunmehr 113.473. Hierbei ist insbesondere der Anstieg der 

Sexualdelikte hervorzuheben, beispielsweise der sexuelle Übergriff mit +23,2% und 

der sexuelle Missbrauch von Kindern mit +16,1%. So ist wiederholt festzustellen, 

dass der seit über einer Dekade anhaltende Trend der steigenden Opferzahlen 

unverändert fortbesteht. 

 

Deswegen darf der Opferschutz keinesfalls verringert werden. Jede Kürzung in 

diesem Bereich – selbst wenn sie aus finanzieller Sicht notwendig erscheinen sollte – 

würde die Betroffenen zusätzlich belasten. Seit vielen Jahren zeigt sich, dass viele 

Geschädigte große Schwierigkeiten haben, ihre Rechte effektiv wahrzunehmen. 

Würden nun weitere Einsparungen vorgenommen, hätte dies zur Folge, dass die 

Betroffenen mit noch mehr Hürden konfrontiert wären. Dies zeigt sich beispielsweise 

durch den Mangel an verfügbaren Plätzen in Frauenschutzeinrichtungen, der starken 

Auslastung einzelner Anlaufstellen für Opfer und der damit verbundenen Wartezeit, 

sowie dem Mangel an ausgebildeten Traumatherapeutinnen und -therapeuten und 

Plätzen in entsprechenden Behandlungseinrichtungen. 

 

 

II. Entwicklung der Verfahrensdauer  

 

Die Gesamtzahl aller Ermittlungsverfahren ist bundesweit in den vergangenen zehn 

Jahren angestiegen. Besonders nachdrücklich zeigt sich der Anstieg im Bereich des 

Sexualstrafrechts. Dabei darf nicht verkannt werden, dass der deutliche Zuwachs an 

Ermittlungsverfahren – insbesondere im Bereich der Sexualstraftaten – die 

Staatsanwaltschaften vor spürbare Herausforderungen stellt. Parallel zum 

wachsenden Fallaufkommen erhöhten sich die Bearbeitungszeiten.  

 

Der stetige Anstieg der Verfahrensdauer ist auch in Berlin zu beobachten. Bezogen 

auf alle Delikte ist Berlin etwas hinter der durchschnittlichen bundesweiten 

Bearbeitungsdauer zurückgeblieben. Im Bereich der Sexualdelikte hingegen ist 

Berlin bei der Bearbeitung aller Delikte mittlerweile etwas schneller als der 

Bundesdurchschnitt.   

 

 

III. Umfassendes Angebot an Hilfseinrichtungen im Land Berlin 

 

Wie bereits in den vergangenen Jahren festgestellt wurde, haben sich in diesem 

Bereich keine wesentlichen Veränderungen ergeben. Berlin bietet weiterhin ein 

umfassendes und engmaschiges Netzwerk an Unterstützungs- und Schutzangeboten 

für Opfer. Auf dem Portal „Hilfe in Berlin“ stehen zahlreiche Angebote bereit, die 
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über das gesamte Stadtgebiet verteilt sind und nahezu alle relevanten Themen rund 

um die Bedürfnisse der Betroffenen abdecken181. Diese Angebote werden von den 

Betroffenen regelmäßig genutzt.  

 

 

IV. Inanspruchnahme der Opferrechte  

 

Für das Jahr 2024 lässt sich festhalten, dass der Trend, wonach die Opferzahl steigt 

und die Inanspruchnahme der Rechte im Strafverfahren vor dem Amtsgericht 

stagniert oder sinkt, ungebrochen ist. Ein anderes Bild ergibt sich bei der 

Inanspruchnahme der beratenden und unterstützenden Einrichtungen für die 

Betroffenen. Im Einzelnen: 

 

1. Opferhilfseinrichtungen 

 

Die unterstützenden Einrichtungen werden nach wie vor in einem hohen Maß in 

Anspruch genommen. Exemplarisch zeigt sich dies bei der Opferhilfe Berlin e.V. im 

10-Jahres-Vergleich. Danach wurde der Verein im letzten Jahr doppelt so häufig 

kontaktiert, als es noch 2014 der Fall war. Im Abgleich der einzelnen Jahre ist zu 

erkennen, dass der Verein nahezu jährlich Steigerungsraten aufweist. Auch die 

anderen Opferhilfseinrichtungen berichten regelmäßig, dass sie einen sehr hohen 

Zulauf haben. Dies lässt den Schluss zu, dass die Einrichtungen für die Geschädigten 

von hoher Bedeutung sind.  

 

2. Nebenklage 

 

Die seit Jahren steigenden Opferzahlen in Berlin führen nicht dazu, dass auch die 

Inanspruchnahme der Nebenklage in den Strafverfahren stetig ansteigt. Im Gegenteil 

– die Nebenklageverfahren nahmen im Jahre 2024 am Amtsgericht Tiergarten 

gegenüber dem Vorjahr wieder ab. Im bundesweiten Vergleich zeigt sich bei den 

Amtsgerichten ein vergleichbares Bild. Im Jahr 2014 haben 8.922 Personen die 

Nebenklage in Anspruch genommen, zehn Jahre später im Jahr 2024 waren es 

bundesweit nur noch 6.457 Personen, d.h. 2.465 Personen weniger. Dies ist 

insbesondere deswegen bemerkenswert, da vor den Amtsgerichten tagtäglich 

Körperverletzungen und Sexualdelikte verhandelt werden und den Betroffenen dort 

durch die Inanspruchnahme der Opferrechte umfangreiche Möglichkeiten zur 

Verfügung stehen.  

 

Die Gründe hierfür dürften sehr unterschiedlich sein. Schon im Vorjahr wurde darauf 

hingewiesen, dass sich der Opferbeauftragte regelmäßig bei Nebenklägern 

erkundigte, zu welchem Zeitpunkt sie erstmals von dieser Möglichkeit erfahren 

hatten. Nahezu alle berichteten, dass sie diese Information erst spät erreicht hat und 

sie in der Regel durch Opferhilfseinrichtungen, durch Freunde oder Bekannte oder 

durch eigene Internetrecherchen darauf gestoßen seien. Der gesetzliche Auftrag, 

wonach die Ermittlungsbehörden die Geschädigten frühzeitig über ihre Rechte zu 
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informieren haben, erweist sich daher in der praktischen Umsetzung offenbar 

weiterhin für die meisten als unzureichend. Aus Gesprächen mit Betroffenen zeigte 

sich aber auch, dass es oftmals sprachliche Barrieren sind. Häufig wird auch die 

Sorge vor hohen Rechtsanwalts- und/oder Gerichtsgebühren als Hindernis 

angegeben.  

 

3. Adhäsionsverfahren  

 

Das Adhäsionsverfahren spielt in Berlin in der Praxis keine Rolle. In 21 Fällen kam 

es im Jahre 2024 am Amtsgericht Tiergarten zu einem Urteil oder Vergleich. Zehn 

Jahre zuvor kam es 2014 noch zu 96 Abschlüssen. Offenbar kennen die 

Verfahrensbeteiligten die Vorteile des Instruments nicht: Es kann einerseits die 

Belastung der Opfer erheblich reduzieren und entlastet andererseits die Justiz, indem 

zivilrechtliche Ansprüche des Opfers direkt im Strafverfahren mitbehandelt werden. 

Hier ist insbesondere die Anwaltschaft gefragt, da sie die Interessen ihrer Mandanten 

zu vertreten haben. Nachfragen des Opferbeauftragten bei Rechtsanwälten und 

Rechtsanwältinnen wurden meist dahingehend beantwortet, dass die erforderlichen 

vertieften Kenntnisse im Zivilrecht fehlen. Weiter wurde öfter kein Sinn in dem 

Verfahren gesehen, vielmehr würde es angeblich den Eindruck erwecken, als ob das 

Opfer sich nur bereichern möchte. Zudem wurde immer wieder die Behauptung 

aufgestellt, dass die Richter das Adhäsionsverfahren „nicht mögen“ würden. Belege 

für die Behauptung gab es jedoch nicht. Es ist somit davon auszugehen, dass der 

Anwaltschaft schlicht das Wissen und die Motivation fehlt. Es ist nämlich nicht 

davon auszugehen, dass von 440 Verfahren am Amtsgericht Tiergarten, bei denen 

sich die Geschädigten als Nebenkläger angeschlossen hatten, lediglich in ca. 4,7% 

der Fälle ein Adhäsionsverfahren als sinnvoll erschien.  

 

 

V. Gesamtschau 

 

In der Gesamtschau der Erkenntnisse lässt sich festhalten, dass 

 

- die Opferzahlen (PKS-Delikte) weiter gestiegen sind, 

- die Geschädigten mit einer zunehmend langen Verfahrensdauer konfrontiert 

werden, bei immerhin einer Verbesserung der Situation im Bereich der 

Sexualdelikte, 

- die Opferhilfseinrichtungen umfangreich in Anspruch genommen werden, 

- die Inanspruchnahme der Möglichkeiten der Geschädigten im Strafverfahren vor 

dem Amtsgericht gesunken sind, soweit es sich um die Nebenklage oder das 

Adhäsionsverfahren handelt, 

- die Inanspruchnahme der psychosozialen Prozessbegleitung weiter zugenommen 

hat. 
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       F. Handlungsempfehlungen 

 

Die in den letzten Jahren vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen gelten fort. Dies 

gilt für die aktive Zugangsweise genauso wie für die Empfehlungen nach 

entsprechender Weiterbildung/Sensibilisierung und der weiteren Vorschläge.  

 

Angesichts der nunmehr seit Jahren zu beobachtenden Entwicklung bei der 

Nebenklage und dem Adhäsionsverfahren vor dem Amtsgericht scheint es 

empfehlenswert, die Gründe für die sinkende Inanspruchnahme näher zu beleuchten. 

So kann herausgefunden werden, ob die Geschädigten um die Möglichkeiten wissen, 

diese aber nicht für sich nutzen wollen. Alternativ, ob die Betroffenen um diese 

Rechte und Möglichkeiten gar nicht wissen, sei es aus sprachlichen oder sonstigen 

Gründen. 
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